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VAG/AVO revidiert: Handlungsbedarf in 

der Versicherungsvermittlung 

Das totalrevidierte Vermittlerrecht tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 

Übergangsfristen sind lediglich etwa bei der Aus- und Weiterbildung und 

beim einzureichenden Gesuch um Registrierung vorgesehen.  

Die ungebundenen Versicherungsvermittler:innen werden stärker als 

bisher reguliert und direkt von der FINMA beaufsichtigt. Bei den 

gebundenen Versicherungsvermittler:innen nimmt die Regulierung 

ebenfalls zu. Sie werden hauptsächlich indirekt über die Versicherungs-

unternehmen beaufsichtigt.   

Für ungebundene Versicherungsvermittler:innen und Versicherungsunter-

nehmen besteht gegenwärtig im Zusammenhang mit dem revidierten 

Vermittlerrecht ein nicht zu unterschätzender Handlungsbedarf. Die 

verbleibende Zeit bis zum Inkrafttreten des revidierten Vermittlerrechts 

erscheint dafür relativ kurz.  
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VAG-Teilrevision 

Das Parlament verabschiedete am 18. März 

2022 die Teilrevision des Versicherungsauf-

sichtsgesetzes inkl. Vermittlerrecht («nVAG»). 

Der Bundesrat publizierte am 2. Juni 2023 die 

revidierte Aufsichtsverordnung («nAVO»). In 

einzelnen Bereichen wird die FINMA noch spezi-

fische Regelungen erlassen. Das revidierte 

Recht wird bereits am 1. Januar 2024 in Kraft 

treten. Vorbehalten bleiben einzelne Über-

gangsfristen.  

Des Weiteren verabschiedete das Parlament am 

16. Dezember 2022 das Bundesgesetz über die 

Regulierung der Versicherungsvermittlertätig-

keit, das zusätzliche Reglungen zur Versiche-

rungsvermittlung in den Bereichen der obligato-

rischen Krankenversicherung und der Kranken-

zusatzversicherung vorsieht. Es ist noch offen, 

wann dieses Gesetz in Kraft treten wird.  

Das totalrevidierte Vermittlerrecht verlangt vor 

Inkrafttreten zahlreiche Anpassungsmassnah-

men vor allem seitens der ungebundenen Ver-

sicherungsvermittler:innen («VV») und der Ver-

sicherungsunternehmen («VU»). Diese sollen 

nachfolgend kurz besprochen werden.  

Versicherungsvermittlung 

VV sind nach Art. 40 Abs. 1 nVAG Personen, die 

Versicherungsverträge anbieten oder abschlies-

sen. Die Versicherungsvermittlung setzt somit 

zwingend voraus, dass Dienstleistungen oder 

Tätigkeiten für Versicherungsnehmer:innen 
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(«VN») erbracht werden (Erläuterungsbericht 

EFD vom 2. Juni 2023, S. 73).  

Die Definition der VV ist im Gesetz nicht geän-

dert, sondern lediglich in der Verordnung präzi-

siert worden. Danach sind VV insbesondere Per-

sonen, die (a) VN im Hinblick auf den Abschluss 

eines Versicherungsvertrags beraten; oder (b) 

Versicherungsverträge vorschlagen (Art. 182a 

Abs. 1 nAVO). Die VV spielen beim Angebot 

oder beim Abschluss eines Versicherungsver-

trags eine aktive Rolle, indem sie die VN mass-

geblich unterstützen oder beraten (Erläute-

rungsbericht EFD vom 2. Juni 2023, S. 73). 

Das Anbieten und Abschliessen von Versiche-

rungsverträgen kann nicht nur im direkten Kun-

denkontakt unter Anwesenden, sondern auch 

unter Abwesenden erfolgen, beispielsweise über 

eine Website oder Smartphone-App. Es gilt der 

Grundsatz der Technologieneutralität. Erforder-

lich für das Vorliegen von Versicherungsvermitt-

lung ist dabei, dass die Person am Anbieten 

oder Abschliessen eines Versicherungsvertrags 

ein wirtschaftliches Interesse hat (Art. 182a 

Abs. 2 nAVO). Nicht erfasst ist somit die reine 

Medienberichterstattung oder Information zu 

Versicherungsangeboten (Erläuterungsbericht 

EFD vom 2. Juni 2023, S. 73 f.). 

Handlungsbedarf: Wer in irgendeiner Weise  

online-Dienstleistungen im Zusammenhang mit 

dem Anbieten oder Abschliessen von Versiche-

rungsverträgen erbringt, sollte überprüfen, ob 

er oder sie als VV gilt und gegebenenfalls, ob 

sich eine Unterstellung unter das Vermittler-

recht durch geeignete Massnahmen vermeiden 

lässt.  

Keine Versicherungsvermittlung 

Nicht als VV gelten Personen, die nur Daten 

oder Informationen zur Verfügung stellen (Art. 

182a Abs. 3 nAVO). Sie leisten keine Unterstüt-

zung beim Anbieten oder Abschliessen eines 

Versicherungsvertrags (Erläuterungsbericht 

EFD vom 2. Juni 2023, S. 74). Gemeint ist 

blosse Adressvermittlung, Tippgebung oder Zu-

führung von potentiellen VN (Erläuterungsbe-

richt EFD vom 17. Mai 2022, S. 64). Diese Re-

gelung entspricht der bisherigen Praxis.  

Handlungsbedarf: Wer bisher nicht regulierte 

Tätigkeiten im Bereich des Versicherungs- und 

Versicherungsvertriebsgeschäfts betrieben hat, 

sollte verifizieren, dass diese Tätigkeiten nach 

wie vor keine Versicherungsvermittlung darstel-

len und im Fall von Unklarheiten geeignete Mas-

snahmen ergreifen.  

Nicht regulierte Versicherungsvermitt-

lung 

Wenige Arten der Versicherungsvermittlung 

sind von der Regulierung ausgenommen. Das 

revidierte VAG enthält neu einzelne Ausnahmen 

von der Unterstellung unter das Vermittlerrecht.  

Zunächst ist die Vermittlung von Annexversi-

cherungen nicht mehr unterstellt. Dabei bezieht 

sich die Vermittlungstätigkeit auf eine Versiche-

rung, die von geringer Bedeutung ist und ein 

Produkt oder eine Dienstleistung ergänzt (Art. 2 

Abs. 2 lit. f nVAG; Art. 1h nAVO).   

Des Weiteren wird im revidierten Recht präzi-

siert, dass die grenzüberschreitende Vermitt-

lungstätigkeit im Ausland nicht unterstellt ist. 

VV unterstehen nicht der Aufsicht in der 

Schweiz, wenn sie zwar Sitz oder Wohnsitz in 

der Schweiz haben, aber die Vermittlungstätig-

keit im Ausland betreiben (Art. 182 nAVO). In 

solchen Fällen ist ausschliesslich ausländisches 

Vermittlerrecht anwendbar.  

Handlungsbedarf: VV sollten im eigenen Inte-

resse abklären, ob sie (teilweise) eine Vermitt-

lungstätigkeit betreiben, die neu nicht (mehr) 

reguliert ist. Für eine solche Geschäftstätigkeit 

bestehen keine aufsichtsrechtlichen Anforde-

rungen.  

Neustrukturierung des Vermittlungsge-

schäfts 

Die Unterscheidung zwischen gebundenen VV 

und ungebundenen VV wird neu im Gesetz defi-

niert (Art. 40 Abs. 2 und 3 nVAG). Danach ste-

hen ungebundene VV in einem Treueverhältnis 

zu den VN und handeln in deren Interesse. Alle 

übrigen VV gelten als gebundene VV.  

Ungebundene VV benötigen für die Ausübung 

ihrer Geschäftstätigkeit einen Eintrag im Ver-

mittlerregister (Art. 41 Abs. 1 nVAG). VV, die 

als ungebundene VV Versicherungsverträge 

ohne die nach VAG notwendige Registrierung 

vertreiben, können bei Vorsatz mit Freiheits-

strafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe und bei 

Fahrlässigkeit mit Busse bis zu CHF 250'000 be-

straft werden (Art. 87 Abs. 1 lit. b nVAG).  

VV dürfen neu nicht mehr gleichzeitig als ge-

bundene und ungebundene VV tätig sein (Ty-

penzwang, Art. 44 Abs. 1 lit. b nVAG). Diese Re-

gelung dient dem Schutz der Versicherten vor 

Interessenkonflikten.  

Handlungsbedarf: Es drängen sich für VV fol-

gende geschäftsstrukturellen Abklärungen und 

Massnahmen auf:  

(1) VV müssen zunächst ihre gegenwärtige Tä-

tigkeit analysieren und bestimmen, ob sie 

nach Massgabe des revidierten Rechts als 
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(a) gebundene, (b) ungebundene oder (c) 

gebundene und ungebundene VV tätig 

sind.  

(2) Wenn gebundene VV, die auch nach revi-

diertem Recht weiterhin als gebundener VV 

tätig sind, nicht wollen, dass ihr Eintrag als 

gebundene VV im Vermittlerregister ge-

löscht wird, können sie der FINMA den An-

trag stellen, als gebundene VV im Vermitt-

lerregister eingetragen zu bleiben. In die-

sem Fall müssen sie den Nachweis erbrin-

gen, dass sie in Zukunft eine Tätigkeit im 

Ausland aufnehmen wollen, für die vom je-

weiligen Staat ein Registereintrag in der 

Schweiz verlangt wird (Art. 41 Abs. 1 und 

Art. 42 Abs. 4 nVAG). 

(3) VV, die nach revidiertem Recht sowohl als 

gebundener als auch als ungebundener VV 

tätig sind, müssen sich entscheiden, ob sie 

in Zukunft als ungebundene oder als ge-

bundene VV tätig sein wollen.  

(4) Wenn VV, die nach revidiertem Recht so-

wohl als gebundene als auch als ungebun-

dene VV tätig sind, in Zukunft nur noch als 

gebundene VV tätig sein wollen, müssen 

sie ihre Brokerverträge mit Kund:innen und 

ihre Zusammenarbeitsverträge mit VU per 

Ende 2023 kündigen. Sie werden allenfalls 

neue Vermittlungsverträge mit VU ab-

schliessen. Mit Einverständnis der VN kön-

nen sie ihr ungebundenes Vermittlungsge-

schäft auf andere VV übertragen.  

(5) Wenn VV, die nach revidiertem Recht so-

wohl als gebundene als auch als ungebun-

dene VV tätig sind, in Zukunft nur noch als 

ungebundene VV tätig sein wollen, müssen 

sie ihre Vermittlungsverträge mit VU per 

Ende 2023 kündigen. Sie werden allenfalls 

neue Brokerverträge mit Kund:innen und 

neue Zusammenarbeitsverträge mit VU ab-

schliessen. Mit Einverständnis der VU kön-

nen sie ihr gebundenes Vermittlungsge-

schäft auf andere VV übertragen. Der Re-

gistereintrag als gebundener VV wird ge-

löscht (Art. 42 Abs. 4 nVAG). 

(6) Wenn VV, die nach revidiertem Recht so-

wohl als gebundene als auch als ungebun-

dene VV tätig sind, in Zukunft beide Arten 

der Geschäftstätigkeit «behalten» wollen, 

können sie wie folgt vorgehen: Sie können 

die bisherige Geschäftstätigkeit als gebun-

dene und ungebundene VV auf zwei Gesell-

schaften aufteilen, wobei die eine Gesell-

schaft ausschliesslich als gebundene VV 

und die andere Gesellschaft ausschliesslich 

als ungebundene VV tätig sein werden. Um 

Gesetzesumgehung und Interessenkon-

flikte (Art. 45a nVAG) zu vermeiden, müs-

sen m.E. für die beiden Gesellschaften aber 

grundsätzlich unterschiedliche Personen 

entscheiden und handeln. Die bestehenden 

Verträge mit Kund:innen und VU sowie der 

Registereintrag müssen entsprechend an-

gepasst werden.  

Vermeidung von Interessenkonflikten 

VV müssen angemessene organisatorische Vor-

kehrungen treffen, um Interessenkonflikte zu 

vermeiden oder die Benachteiligung der VN 

durch Interessenkonflikte auszuschliessen (Art. 

45a Abs. 1 nVAG).  

Kann eine Benachteiligung der VN nicht ausge-

schlossen werden, so ist ihnen dies vor Ver-

tragsabschluss offenzulegen (Art. 45a Abs. 2 

nVAG). VV, die diese Informationspflicht verlet-

zen, können bei Vorsatz mit Busse bis zu CHF 

100'000 und bei Fahrlässigkeit mit Busse bis zu 

CHF 50'000 bestraft werden (Art. 86 Abs. 1 lit. 

c und Abs. 2 nVAG).  

Ungebundene VV müssen zunächst sicherstel-

len, dass sie jene Fälle von Interessenkonflikten 

vermeiden, die für sie nach Art. 182c nAVO in 

jedem Fall unzulässig sind. Insbesondere das 

Halten von Beteiligungen und das Innehaben ei-

ner leitenden Stellung im Verhältnis zwischen 

VV, VU und Gesellschafter mit einer mehr als 

10%igen direkten oder indirekten Beteiligung 

sind nicht bzw. nur sehr beschränkt zulässig. 

Auch Vereinbarungen mit VU sind für ungebun-

dene Versicherungsvermittler unzulässig, wenn 

sie ihre Freiheit, auch für andere VU tätig zu 

sein, beeinträchtigen. Es handelt sich bei diesen 

gesetzlich geregelten Interessenkonflikten um 

beteiligungs- oder kontrollbasierte Interessen-

konflikte. Bei solchen Verhaltensweisen und 

Umständen liegt (wie im bisherigen Recht) eine 

unwiderlegbare Vermutung der gebundenen 

Versicherungsvermittlung vor (Erläuterungsbe-

richt vom 17. Mai 2022, S. 65). VU haben aus 

Haftungsüberlegungen ein Interesse daran, 

dass registrierte VV, mit denen sie zusammen-

arbeiten, nicht aufgrund von gesetzlich geregel-

ten Interessenkonflikten rechtlich doch als ge-

bundene VV gelten, für die sie dann verantwort-

lich sind. 

An sich gebundene VV dürfen nicht vorgeben, 

sie seien ungebunden. Gemäss revidierter AVO 

muss die Anforderungen an ungebundene VV 

auch erfüllen, wer gegenüber VN den Anschein 

erweckt, er oder sie erbringe die Leistungen als 

ungebundene(r) VV (Art. 182b nAVO). Wenn 

beispielsweise eine Vergleichsplattform als VV 
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agiert und dabei Wortwendungen wie «unab-

hängig» oder «das beste Angebot auf dem 

Markt» verwendet, wird sie nach dieser Rege-

lung als ungebundene VV behandelt (Erläute-

rungsbericht vom 17. Mai 2022, S. 65).   

Handlungsbedarf: Ungebundene VV müssen je-

denfalls ab einer gewissen Grösse Richtlinien er-

lassen, welche die Vermeidung von Interessen-

konflikten regeln. Diese Richtlinien sollten nicht 

nur beteiligungs- und kontrollbasierte, sondern 

auch entschädigungsbasierte Interessenkon-

flikte regeln. Auch solche Interessenkonflikte 

müssen vermieden werden, soweit dies im Rah-

men eines an sich zulässigen Courtage-Systems 

überhaupt möglich ist. Es sollte etwa vermieden 

werden, dass die Vergütung des einzelnen Be-

raters direkt auf der Grundlage der unterschied-

lich hohen Provisionen, die von VU bezahlt wer-

den, berechnet wird. Der Vermittlungsentscheid 

des Beraters sollte nicht von der Höhe seiner ei-

genen Entschädigung beeinflusst werden. 

Des Weiteren sollten VU sicherstellen, dass re-

gistrierte VV, mit denen sie zusammenarbeiten, 

tatsächlich ungebundene VV sind und nicht 

durch Anbindung rechtlich zu gebundenen VV 

werden, für den sie dann verantwortlich wären. 

Entsprechende Bestimmungen sollten in den 

Zusammenarbeitsvertrag aufgenommen wer-

den.  

Gesuch um Registrierung 

Die Registrierungspflicht besteht für ungebun-

dene VV als (a) Einzelunternehmen und Perso-

nengesellschaften; (b) juristische Personen; 

und (c) natürliche Personen in einem Anstel-

lungsverhältnis (Art. 183 nAVO). Angestellte, 

die im Namen ihrer Arbeitgeberin Versiche-

rungsverträge anbieten oder abschliessen, wer-

den im Register speziell gekennzeichnet (Erläu-

terungsbericht EFD vom 2. Juni 2023).  Für ge-

bundene VV ist ein freiwilliger Eintrag im Ver-

mittlerregister nicht mehr vorgesehen (Art. 41 

Abs. 1 nVAG). 

Registrierte VV müssen der FINMA jegliche Än-

derung von Tatsachen melden, die der Regist-

rierung zugrunde liegen. Bei wesentlichen Än-

derungen muss für die Weiterführung der Tätig-

keit vorgängig die Bewilligung der FINMA einge-

holt werden (Art. 185 Abs. 1 und 2 nAVO).  

Handlungsbedarf: Ungebundene VV, die Anfang 

Januar 2024 bereits nach bisherigem Recht im 

Register eingetragenen sind, müssen die Anga-

ben und Unterlagen zum Gesuch um Registrie-

rung nach Art. 184 nAVO bis spätestens Ende 

Juni 2024 bei der FINMA einreichen (Über-

gangsfrist nach Art. 216c Abs. 6 nAVO).  

Das Gesuch um Registrierung muss die im An-

hang 6 zur revidierten AVO genannten Angaben 

und Unterlagen enthalten (Art. 184 Abs.1 

nAVO). Die FINMA wird im Rahmen der Prüfung 

des Gesuchs um Registrierung auch die Gewähr 

für die Erfüllung der Pflichten nach dem VAG 

prüfen (Art. 41 Abs. 1 lit. b nVAG). Dabei kann 

sie zusätzliche Angaben und Unterlagen verlan-

gen (Art. 184 Abs. 2 nAVO). Ungebundene VV, 

die die Gewähr für die Erfüllung der Pflichten 

nach VAG nicht erfüllen, werden von der FINMA 

im Vermittlerregister gestrichen und dürfen 

nicht länger als ungebundene VV tätig sein.   

Personen, die wegen der vorsätzlichen Bege-

hung insbesondere von Vermögensdelikten ver-

urteilt worden und im Strafregister eingetragen 

sind, dürfen nicht als ungebundene VV tätig 

sein. Sie werden nicht in das Vermittlerregister 

eingetragen bzw. im Vermittlerregister gestri-

chen (Art. 41 Abs. 3 nVAG). 

Gebundene VV werden grundsätzlich ab 2024 

nicht mehr im Vermittlerregister erscheinen. Sie 

können immerhin von der FINMA verlangen, 

dass ihr Eintrag im Vermittlerregister beibehal-

ten wird, wenn sie nachweisen, dass sie eine 

Tätigkeit im Ausland aufnehmen wollen, für die 

vom jeweiligen Staat (z.B. Liechtenstein) ein 

Registereintrag in der Schweiz verlangt wird 

(Art. 42 Abs. 4 nVAG). Auch bei gebundenen VV 

ist auf der Grundlage von Art. 46 Abs. 1 lit. b 

nVAG seitens der FINMA eine Prüfung möglich, 

ob sie einen guten Ruf geniessen und Gewähr 

für die Erfüllung der Pflichten nach dem revi-

dierten VAG bieten.  

Überprüfung der Zusammenarbeit 

VV dürfen nicht mit VU zusammenarbeiten, die 

nicht über die nach VAG notwendige Bewilligung 

verfügen. Dies soll neu sinngemäss und umge-

kehrt auch für VU gelten: Sie dürfen nicht mit 

VV zusammenarbeiten, die nicht über die nach 

dem VAG notwendige Registrierung verfügen 

(Art. 44 nVAG).  

Wer über VV, die nicht über die nach VAG not-

wendige Registrierung verfügen, Versiche-

rungsverträge vertreibt, kann bei Vorsatz mit 

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geld-

strafe und bei Fahrlässigkeit mit Busse bis zu 

CHF 250'000 bestraft werden (Art. 87 Abs. 1 lit. 

b und Abs. 2 nVAG).  

Handlungsbedarf: VU sollten die ungebundenen 

VV, mit denen sie zusammenarbeiten, auf ihre 

Pflicht zur Registrierung bzw. zur Stellung eines 

Registrierungsgesuchs hinweisen. Eine Zusam-

menarbeit mit ungebundenen VV, die nicht re-

gistriert sind, wird nach revidierten Recht für sie 

rechtswidrig sein.  
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Niederlassung in der Schweiz errichten 

Ungebundene VV, die im eigenen Namen tätig 

sind, müssen neu grundsätzlich ihren Sitz, ihren 

Wohnsitz oder eine Niederlassung in der 

Schweiz haben (Art. 41 Abs. 2 lit. a nVAG; Art. 

186 Abs. 1 nAVO).  

Für natürliche Personen in einem Anstellungs-

verhältnis (Art. 183 lit. c nAVO) gilt als Wohnsitz 

der Sitz, oder der Ort der Niederlassung des 

Einzelunternehmens, Personengesellschaft oder 

juristischen Person, in dessen oder deren Name 

sie Versicherungsverträge anbieten oder ab-

schliessen (Art. 186 Abs. 2 nAVO).   

Die FINMA kann Ausnahmen vom Erfordernis 

des Sitzes, des Wohnsitzes oder der Niederlas-

sung in der Schweiz gewähren. Dies gilt im Fall 

der Gewährung des Gegenrechts im Sitz- oder 

Wohnsitzstaat der ungebundenen VV, einer ent-

sprechenden staatsvertraglichen Regelung oder 

wenn die VV in der Schweiz ausschliesslich 

Rückversicherungsverträge vermitteln (Art. 186 

Abs. 3 lit. c nAVO). Steht Anfang 2024 eine 

staatsvertragliche Regelung in Aussicht, so 

kann die FINMA im Anwendungsbereich des 

Staatsvertrags befristet eine Ausnahme gewäh-

ren (Übergangsfrist nach Art. 216c Abs. 6 

nAVO).  

Handlungsbedarf: VU, die mit ausländischen 

Brokern zusammenarbeiten, sollten diese auf 

ihre Pflichten betreffend Sitz, Wohnsitz oder 

Niederlassung nach revidiertem Vermittlerrecht 

aufmerksam machen. Eine weitere Zusammen-

arbeit mit diesen Brokern setzt voraus, dass sie 

ihren Pflichten nach revidiertem Recht rechts-

zeitig nachkommen.  

Anpassung der Kundeninformation 

Der Wortlaut von Art. 45 VAG wird im Rahmen 

der Revision geändert. Insbesondere müssen 

VV die VN neu zusätzlich darüber informieren, 

wie sie sich über deren Aus- und Weiterbildung 

informieren können. Die Informationen müssen 

verständlich formuliert sein (Art. 45 nVAG).  

VV, die ihre Informationspflicht nach Art. 45 

nVAG verletzen, können bei Vorsatz mit Busse 

bis zu CHF 100'000 und bei Fahrlässigkeit mit 

Busse bis zu CHF 50'000 bestraft werden (Art. 

86 Abs. 1 lit. c und Abs. 2 nVAG). 

Handlungsbedarf: Die VV sind verpflichtet, ihre 

Standard-Vermittlerinformation an die geänder-

ten Bestimmungen von Art. 45 nVAG anzupas-

sen. 

 

Offenlegung der Entschädigung 

Aufsichtsrechtlich ist neu vorgesehen, dass un-

gebundene VV die VN ausdrücklich über sämtli-

che Entschädigungen informieren müssen, die 

sie von Dritten im Zusammenhang mit der Er-

bringung ihrer Dienstleistung erhalten (Art. 45b 

Abs. 1 nVAG). Dies betrifft im Wesentlichen die 

Courtage, die sie von den VU erhalten. Wenn die 

ungebundenen VV auch eine Vergütung aus 

dem Auftragsverhältnis mit den VN erhalten, 

dürfen sie die Entschädigungen von den VU 

(Courtage) oder sonstigen Dritten nur behalten, 

wenn die Versicherten ausdrücklich auf deren 

Weitergabe verzichten (Art. 45b Abs. 2 lit. b 

nVAG). 

Ungebundene VV, die ihre Informationspflicht 

nach Art. 45b Abs. 1 nVAG verletzen, können 

bei Vorsatz mit Busse bis zu CHF 100'000 und 

bei Fahrlässigkeit mit Busse bis zu CHF 50'000 

bestraft werden. 

Handlungsbedarf: Ungebundene VV müssen 

neu vor Erbringung der Dienstleistung oder vor 

Vertragsabschluss über die Art und Höhe ihrer 

Entschädigung informieren. Ist die Höhe des 

Betrags vorgängig nicht feststellbar, so sind die 

VN über die Berechnungsparameter und die 

Bandbreite zu informieren. Auf Anfrage müssen 

die ungebundenen VV die effektiv erhaltenen 

Beträge offenlegen (Art. 45b Abs. 3 nVAG).  

Aus- und Weiterbildung 

VV müssen über die für ihre Tätigkeit notwendi-

gen Fähigkeiten und Kenntnisse verfügen. Er-

fasst sind sämtliche VV, sowohl die ungebunde-

nen als auch die gebundenen (Art. 43 Abs. 1 

nVAG).  

Es wird ein überbetrieblicher Mindeststandard 

für die Aus- und Weiterbildung der VV von der 

Branche ausgearbeitet und von der FINMA als 

Mindeststandard anerkannt werden (Art. 43 

Abs. 2 nVAG; vgl. Art. 6 FIDLEG). Die Mindest-

standards können für gebundene und ungebun-

dene VV unterschiedlich sein. Wo es aus sachli-

chen Gründen gerechtfertigt ist, können für ver-

schiedene Tätigkeiten oder Anforderungen der 

Versicherungszweige unterschiedliche Mindest-

standards unter Berücksichtigung des genann-

ten Schutzziels sowie der erwähnten Fertigkei-

ten und Fähigkeiten erlassen werden. Das Erfül-

len der Mindeststandards zur Ausbildung ist 

durch das Bestehen einer Prüfung sicherzustel-

len. Bei der Weiterbildung sollen neben Prüfun-

gen als Nachweis auch dokumentierte Lernakti-

vitäten möglich sein (Art. 190 nAVO).  

Handlungsbedarf: Die Anforderungen betref-

fend Aus- und Weiterbildung sind innert zweier 

Jahre nach Inkrafttreten der Gesetzesänderung 
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zu erfüllen (Art. 90a Abs. 3 nVAG). Die VV, die 

Anfang 2024 nach bisherigem Recht im Register 

eingetragen sind, müssen die Anforderungen an 

die Weiterbildung nach Art. 190 nAVO bis Ende 

2025, spätestens aber innerhalb von zwei Jahre 

nach Anerkennung des Mindeststandards durch 

die FINMA erfüllt haben (Übergangsfrist nach 

Art. 216c Abs. 7 nAVO).  

Corporate Governance 

VV müssen neu durch interne Vorschiften und 

eine angemessene Betriebsorganisation die Er-

füllung der Pflichten aus dem VAG sicherstellen. 

Sie müssen verschiedene Prinzipien der Unter-

nehmensführung in einer Weise einhalten, die 

risikogerecht und angemessen ist, unter Be-

rücksichtigung der Grösse, Komplexität und 

Rechtsform sowie der angebotenen Versiche-

rungsvermittlungsdienstleistungen. Die Prinzi-

pien werden in der revidierten AVO aufgelistet 

(Art. 188 nAVO basierend auf Art. 41 Abs. 2 lit. 

b und Art. 46 Abs. 1 lit. b nVAG).  

Handlungsbedarf: Um die neuen Corporate 

Governance-Anforderungen zu erfüllen, müssen 

ungebundene VV jedenfalls ab einer gewissen 

Grösse interne Richtlinien erlassen und ihre Be-

triebsorganisation anpassen. Die internen 

Richtlinien sind dem Gesuch um Registrierung, 

das sie der FINMA bis Ende Juni 2024 einreichen 

müssen, beizulegen. 

Vorbereitung der Berichterstattung 

Die FINMA erhebt bei den registrierten VV jähr-

lich die für die Aufsicht notwendigen wesentli-

chen Kennzahlen und Informationen zu deren 

Tätigkeit. Diese Kennzahlen und Informationen 

erlauben es der FINMA zu überprüfen, ob die re-

gistrierten VV (a) die Registrierungsvorausset-

zungen einhalten; und (b) einen guten Ruf ge-

niessen und Gewähr für die Erfüllung der Pflich-

ten nach dem VAG bieten. Art und Umfang der 

erhobenen Kennzahlen und Informationen rich-

ten sich nach der Grösse, Art und Risiken der 

Tätigkeit (Verhältnismässigkeitsprinzip). Die 

FINMA kann technische Ausführungsbestim-

mungen erlassen (Art. 190b nAVO).  

Auch bei der Versicherungsvermittleraufsicht 

muss es sich aus Gründen eines effektiven Kun-

denschutzes vor Missbrauch nicht ausschliess-

lich um eine repressive, sondern auch um eine 

präventive, datenbasierte Aufsicht handeln. Die 

FINMA wird die Daten über alle Beaufsichtigten 

hinweg plausibilisieren können. Dadurch wer-

den auch präventive Aufsichtstätigkeiten er-

möglicht (Erläuterungsbericht EFD vom 2. Juni 

2023, S. 80 f.).  

Die FINMA verfolgt die Absicht, erstmals im Jahr 

2025 eine Datenerhebung für das Jahr 2024 

vorzunehmen (Erläuterungsbericht EFD vom 2. 

Juni 2023, S. 80).  

Handlungsbedarf: Ungebundene VV sollten ihre 

interne Organisation und Rechnungslegung an-

passen, um in der Lage zu sein, der FINMA 2025 

die erforderlichen Kennzahlen und Informatio-

nen mit Bezug auf das Geschäftsjahr 2024 zur 

Verfügung zu stellen.  

Anpassung der Zusammenarbeitsver-

träge 

Bestehende Zusammenarbeitsverträge zwi-

schen VU und ungebundenen VV enthalten für 

gewöhnlich auch Rechte und Pflichten, die Be-

zug auf das Vermittlerrecht nehmen. Deshalb 

wird es im Regelfall erforderlich sein, diese Ver-

träge anzupassen, um dem revidierten Vermitt-

lerrecht Rechnung zu tragen.  

Handlungsbedarf: Standard-Zusammenarbeits-

verträge von VU oder ungebundenen VV müs-

sen im Hinblick auf deren Verwendung ab 2024 

regelmässig an das revidierte Vermittlerrecht 

angepasst werden.  

Anpassung der Vermittlungsverträge 

Bestehende Vermittlungsverträge zwischen VU 

und gebundenen VV enthalten regelmässig 

Rechte und Pflichten, die Bezug auf das Vermitt-

lerrecht nehmen. Aus diesem Grund wird es für 

gewöhnlich erforderlich sein, diese Verträge 

nach Massgabe des revidierten Rechts anzupas-

sen.  

Handlungsbedarf: Standard-Vermittlungsver-

träge von VU oder gebundenen VV müssen im 

Hinblick auf deren Verwendung ab 2024 in der 

Regel an das revidierte Vermittlerrecht ange-

passt werden.  

Anpassung der Brokerverträge 

Bestehende Brokerverträge zwischen Brokern 

und VN sind für gewöhnlich vom revidierten 

Vermittlerrecht betroffen und müssen im Regel-

fall angepasst werden.  

Handlungsbedarf: Standard-Brokerverträge 

müssen im Hinblick auf deren Verwendung ab 

Anfang 2024 regelmässig an das revidierte Ver-

mittlerrecht angepasst werden.  

Anpassung von Website und Marketing 

Die Website und das Marketing-Material von un-

gebundenen VV erhalten für gewöhnlich Anga-

ben mit Bezug auf das Vermittlerrecht. Deshalb 

wird eine Anpassung unter Berücksichtigung 
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des revidierten Rechts regelmässig erforderlich 

sein.   

Handlungsbedarf: Die VV sollten ihre Website 

und ihr Marketing-Material überprüfen und früh-

zeitig anpassen, damit sie in der Lage sind, ih-

ren Marktauftritt ab Anfang 2024 gesetzeskon-

form auszugestalten.  

Verstärkte FINMA-Aufsicht 

Der Aufgabenkatalog der FINMA wird ausge-

dehnt. Sie kann neu zusätzlich prüfen, ob VV ei-

nen guten Ruf geniessen und Gewähr für die Er-

füllung der Pflichten nach VAG bieten (Art. 41 

Abs. 1 lit. b nVAG; Art. 46 Abs. 1 lit. b nVAG). 

Ihre Kompetenz ist neu nicht mehr bloss auf die 

Missbrauchskontrolle (Art. 46 Abs. 1 lit. f nVAG) 

beschränkt. Sie kann Untersuchungen gegen VV 

einleiten. Zu diesem Zweck erhält die FINMA im 

Bereich der Versicherungsvermittlung zusätzli-

che Ressourcen. Es ergibt sich, dass die FINMA 

neu ungebundene oder (ausnahmsweise einge-

tragene) gebundene VV auch ohne Strafregis-

tereintrag im Vermittlerregister streichen kann, 

wenn diese keinen guten Ruf geniessen oder 

keine Gewähr für die Erfüllung der Pflichten 

nach VAG bieten (Art. 41 Abs. 2 lit. b nVAG).  

Die Aufsicht über die gebundenen VV erfolgt wie 

unter bisherigem Recht hauptsächlich indirekt. 

Die VU sind für ihre VV nicht nur privat-, son-

dern grundsätzlich auch aufsichtsrechtlich ver-

antwortlich. Die FINMA kann von den VU ver-

langen, dass ihre Vertriebstätigkeit dem Mass-

stab der Gewähr für eine einwandfreie Ge-

schäftstätigkeit entspricht.   

Handlungsbedarf: Ungebundene VV sollten es 

möglichst vermeiden, auf dem Radar der FINMA 

zu erscheinen. Sie sollten bemüht sein, im Rah-

men ihres Registrierungsgesuchs und bei Anfra-

gen möglichst mit der FINMA zusammenzuar-

beiten. Eine unauffällige und kooperative Ver-

haltensweise wird sich letztlich als kosteneffi-

zient erweisen.  

Vermittlung Krankenzusatzversicherung 

Zusätzlich zum gesetzlich geregelten Vermitt-

lerrecht besteht im Bereich der Krankenzusatz-

versicherung (und im Bereich der obligatori-

schen Krankenversicherung) die Branchenver-

einbarung «Vermittler» der Verbände 

santésuisse und curafutura von 2021 betreffend 

die Qualität der Beratung und die Entschädi-

gung an die VV in der Kundenwerbung. Diese 

Regelung ist überarbeitet worden. 

Nach revidiertem Recht kann der Bundesrat sol-

che Branchenvereinbarungen allgemeinver-

bindlich erklären, wenn VU, die zusammen min-

destens 66 % der Prämien der Versicherten ver-

treten, dies wünschen (Art. 31a Abs. 2 nVAG).  

Der Bundesrat legt in der Aufsichtsverordnung 

die Verstösse gegen die verbindlich erklärten 

Regelungen fest (Art. 31a Abs. 3 nVAG). 

Wenn ein VU eine verbindlich erklärte Regelung 

missachtet, gilt aufsichtsrechtlich, dass die 

FINMA die Genehmigung von Tarifen verwei-

gern, die Anpassung von bestehenden Tarifen 

verfügen und sichernde Massnahmen nach Art. 

51 nVAG ergreifen kann (Art. 38 Abs. 2 nVAG).  

Ein VU, das eine Widerhandlung gegen einen 

festgelegten Verstoss begeht, kann bei Vorsatz 

mit Busse bis zu CHF 100'000 und bei Fahrläs-

sigkeit mit Busse bis zu CHF 50'000 bestraft 

werden (Art. 86 Abs. 1bis und 2 nVAG). 

Handlungsbedarf: Alle Krankenzusatzversiche-

rer müssen eine allfällige allgemeinverbindlich 

erklärte Branchenvereinbarung kraft Gesetzes 

umsetzen. Ansonsten drohen aufsichtsrechtli-

che Massnahmen und strafrechtliche Sanktio-

nen.  

Abkürzungsverzeichnis 

AVO Aufsichtsverordnung von 2005 

BBl Bundesblatt 
EFD Eidgenössisches Finanzdepartement 
FIDELG Bundesgesetz über die Finanzdienst-

leistungen von 2018 
FINMA Eidgenössische Finanzmarktaufsicht 
nAVO revidierte Aufsichtsverordnung von 

2023 
nVAG revidiertes Versicherungsaufsichtsge-

setz von 2022 
VAG Versicherungsaufsichtsgesetz von 

2004  
VN Versicherungsnehmer:innen 
VU Versicherungsunternehmen 

VV Versicherungsvermittler:innen 
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